
Städte in Baden-Württemberg verdienen Millionen durch Blitzer

Karlsruhe – In Südwest-Städten gibt es 
zunehmend mehr Blitzeranlagen zur 
Verkehrsüberwachung. Alleine in der 
Stadt Freiburg gibt es nach Angaben 
einer Stadtsprecherin aktuell 21 fes-
te Blitzer – im Jahr 2015 waren es noch 
neun gewesen. Für mobile Überwa-
chung stünden sechs Messanlagen in 
vier Messfahrzeugen zur Verfügung. 
Entsprechend stiegen die Einnahmen 
in den letzten Jahren – von 6,8 Millio-
nen im Jahr 2019 auf knapp 9,5 Millio-
nen Euro im vergangenen Jahr. Dass es 

bei der Aufstellung von Blitzern nicht 
nur um Sicherheit, sondern auch um 
den kommunalen Geldbeutel gehen 
könnte, weist die Stadt Freiburg zu-
rück. „Grundsätzlich werden Messan-
lagen nur dort aufgestellt, wo es auch 
aufgrund des Verkehrsaufkommens 
angezeigt ist“, heißt es. Die Einnahmen 
seien ein positiver Nebeneffekt.

Die Stadt Stuttgart hat an 20 Stand-
orten feste Blitzer und sechs mobile 
Messanlagen sowie drei teilstationäre 
Blitzer. Von 2021 auf 2022 machten die 
Bußgeld-Einnahmen einen Sprung von 
gut 10,5 auf knapp 20 Millionen Euro. 
Das erklärt die Stadt unter anderem mit 
einer Novelle der Straßenverkehrsord-
nung: „Damit hat der Bund auch den 
Bußgeldkatalog deutlich nach oben 
angepasst, so dass Temposünder seit-
her teils doppelt so hohe Bußen zah-

len.“ Ein zweiter Faktor seien zwei neue 
Anlagen an einem Tunnel auf einer 
der meistbefahrenen Strecken Stutt-
garts. „Hier hat sich in der Zwischen-
zeit ein gewisser Lerneffekt bei den 
Autofahrenden eingestellt, so dass die 
Fallzahlen 2023 gesunken sind“, heißt 

es. Und entsprechend auch die Ein-
nahmen – auf 17,9 Millionen Euro. Fi-
nanzielle Erwägungen spielten bei der 
Aufstellung aber überhaupt keine Rol-
le, betont eine Stadtsprecherin. Nach-
weislich seien durch die installierten 
Überwachungsanlagen Unfallschwer-
punkte entschärft sowie Lärm und 
Schadstoffausstoß reduziert worden. 
Auch in Karlsruhe stiegen die Einnah-
men an Bußgeldern drastisch – von 10,8 
Millionen im Jahr 2020 auf 20,1 Milli-
onen Euro im vergangenen Jahr. Auch 
hier verweist ein Sprecher darauf, dass 
ein neuer Bußgeldkatalog in Kraft trat.

Verkehrsexperte Michael Schrecken-
berg von der Uni Duisburg sieht den 
Einsatz von Blitzern kritisch. Stationä-
re Anlagen an gefährlichen Stellen sei-
en zwar sinnvoll, weil Pendler dann ab-
bremsten. Später aber gäben sie wieder 

Gas. „Es gibt einen gewissen Prozent-
satz von Autofahrern, die halten die Re-
geln auch so ein. Die Frage ist: Welchen 
Prozentsatz von den anderen fangen Sie 
durch Kontrollen wieder ein? Der erzie-
herische Wert ist zumindest fraglich.“ 
Städte rüsteten auf mit Blitzern, um ihre 
Einnahmen zu verbessern, vermutet 
der Forscher. „In ihrem Budget ist schon 
Anfang des Jahres enthalten, womit sie 
an Einnahmen rechnen wegen Bußgel-
dern bei Geschwindigkeitsüberschrei-
tungen. Sie schauen dann natürlich, wo 
man Blitzer besonders gewinnbringend 
einsetzen könnte.“ Das Innenministeri-
um hält dagegen. Der Zusammenhang 
zwischen Druck auf die Autofahrer 
durch Kontrollen, der Höhe der Sankti-
onen und der Verhaltensänderung sei-
en wissenschaftlich erwiesen. Finan-
zielle Erwägungen spielten keine Rolle.

V O N  A N I K A  V O N  G R E V E - D I E R F E L D ,  D P A

Verkehrsexperte Michael Schre-
ckenberg vermutet, dass mit 
Messanlagen aufgerüstet wird, 
um die Einnahmen zu verbessern

Die Stadt Stuttgart hat 20 feste, sechs mo-
bile und drei teilstationäre Blitzer. BILD:  DPA

NACHRICHTEN

BIBERACH

Mann soll mit Zollstock 
Scheibe zerstört haben
Bei den teils gewaltsamen Pro-
testen im Umfeld des politi-
schen Aschermittwochs der 
Grünen in Biberach soll ein 43 
Jahre alter Mann das Autofens-
ter an einem Begleitfahrzeug 
von Bundeslandwirtschaftsmi-
nister Cem Özdemir eingewor-
fen haben. Der Mann aus dem 
Kreis Sigmaringen sei als mut-
maßlicher Werfer eines Zoll-
stocks identifiziert worden, 
teilten die Staatsanwaltschaft 
Ravensburg und die Polizei mit. 
„Im Rahmen einer Durchsu-
chung konnten bei dem Mann 
belastende Beweismittel sicher-
gestellt werden“, hieß es. (dpa)

KREIS ESSLINGEN

15-Jähriger in  
Untersuchungshaft
Die Polizei hat einen 15-Jäh-
rigen in Esslingen am Neckar 
in Untersuchungshaft genom-
men. Ihm wird versuchter Tot-
schlag vorgeworfen, wie Polizei 
und Staatsanwaltschaft mit-
teilten. Der Tatverdächtige soll 
in einer sechsköpfigen Gruppe 
auf zwei 15-Jährige losgegan-
gen sein. Bei der Auseinander-
setzung ging einer der 15-Jähri-
gen zu Boden und wurde durch 
Tritte schwer verletzt. Der an-
dere wurde leicht verletzt. Auch 
ein 24-Jähriger, der schlichtend 
dazwischengegangen war, wur-
de leicht verletzt. Das Motiv sei 
Eifersucht gewesen. (dpa)

INKLUSION

Sonderpädagogen laut 
Verband unzufrieden
Sonderpädagogen im Land 
zeichnen einer Umfrage des 
Verbands Bildung und Erzie-
hung (VBE) zufolge ein düs-
teres Bild der Inklusion. Acht 
von zehn dieser Lehrkräfte, die 
beeinträchtigte und behinder-
te Kinder an regulären Schu-
len fördern, gaben demnach 
an, dass sie mit der Umsetzung 
der Inklusion unzufrieden 
sind. Die Arbeitsbelastung an 
den Sonderpädagogischen Bil-
dungs- und Beratungszentren 
(SBBZ) sei zudem sehr hoch. 
Beklagt wird unter anderem ein 
massiver Personalmangel und 
zu viel Bürokratie. (dpa)

MANNHEIM

Unbekannte werfen 
Steine auf fahrenden ICE
Unbekannte haben in Mann-
heim Steine auf einen fahren-
den ICE geworfen. Drei Fens-
ter seien dadurch gesplittert, 
wie ein Sprecher der Bundes-
polizei mitteilte. Im Zug wur-
de niemand verletzt. Es werde 
nun wegen des Verdachts des 
gefährlichen Eingriffs in den 
Bahnverkehr ermittelt, hieß 
es. Laut Aussagen des Zugper-
sonals habe die mutmaßliche 
Attacke zwischen Handelsha-
fen und Neckarstadt stattgefun-
den. (dpa)

Konstanz/Berlin – Erhebt das Bundes-
innenministerium (BMI) ausreichende 
Daten, um die eigenen Grenzschutz-
maßnahmen bewerten zu können? Die 
Antwort des BMI auf eine Anfrage der 
baden-württembergischen Bundes-
tagsabgeordneten Gökay Akbulut (Lin-
ke) lässt daran zweifeln.

In dem Schreiben des BMI werden die 
Zahlen der überprüften Personen zur 
Migrationskontrolle in Baden-Würt-
temberg veröffentlicht. Demnach hat 
die Bundespolizei im Jahr 2022 rund 
2,37 Millionen Personen an Bahnhöfen 
im Südwesten kontrolliert, 2023 waren 
es rund 2,42 Millionen.

Im Bereich der Konstanzer Bundes-
polizeiinspektion waren es 2023 mit 
134.756 etwa 4000 mehr als im Vorjahr. 
Im gesamten Bereich der Stuttgarter Di-
rektion, also Baden-Württemberg, war 
die Zahl allerdings rückläufig – was an-
gesichts der wiedereingeführten Grenz-
kontrollen ab Oktober kurios erschei-
nen mag.

Dafür hat das BMI aber eine Erklä-
rung: Die Grenzkontrollen finden auf 
Grundlage einer anderen Rechtsnorm 
statt, sodass sie in der vorliegenden 
Statistik nicht ausgewiesen werden. Sie 
werden statistisch aber auch nicht er-
fasst, heißt es in dem Schreiben – eben-
so wenig die Kontrollen in grenzüber-
schreitenden Verkehrsmitteln wie etwa 
der Tramlinie 8, die von Basel nach Weil 
am Rhein fährt.

Auf SÜDKURIER-Nachfrage heißt es 
aus dem Innenministerium, die Zahlen 
müssten manuell gefiltert werden. War-
um das nicht erfolgt, bleibt unklar. Zur 
Auswertung der Kontrollmaßnahmen 
dürften solche Statistiken sinnvolle 

Daten liefern – zumal die Länder gera-
de erst bei der jüngsten Ministerpräsi-
dentenkonferenz ihre Forderung nach 
monatlichen Prognosen über Flücht-
lingszahlen erneuerten. „Dass Binnen-
grenzkontrollen statistisch nicht darge-
stellt werden, ist ein Unding, weil dies 
die politische Bewertung der Kontroll-
maßnahmen erschwert“, sagt dazu die 
Fragestellerin Akbulut.

Kritik kommt auch vom Parlamen-
tarischen Geschäftsführer der Unions-
fraktion im Bundestag, Thorsten Frei: 
„Um Migration effektiv ordnen, steu-
ern und begrenzen zu können und da-
mit den Druck auf Staat und Gesell-
schaft zu senken, bedarf es zwingend 
einer belastbaren Datengrundlage und 
auch der Vernetzung von Informatio-
nen. Auch dieses Beispiel ist ein Beleg 
für schädliche Leerstellen.“

Im Januar hat die Bundespolizei der-
weil wieder mehr illegale Grenzüber-
tritte aus der Schweiz festgestellt. 1436 

unerlaubte Einreisen registrierten die 
Beamten in dem Monat, das sind 26 
mehr als im Vorjahr.

Die Asylgesuche in Baden-Württem-
berg sind allerdings zum dritten Mal 
in Folge zurückgegangen: 1759 Regis- 
trierungen verzeichnete das Landesjus-
tizministerium für Januar – im Vorjah-
resmonat waren es noch fast 1000 mehr 
gewesen. Deren Erfassung erfolgt aber 
oft zeitverzögert.

Das passt auch zum Bundestrend: In 
den ersten beiden Monaten dieses Jah-
res wurden 47.090 und damit 7243 Asyl-
anträge weniger gestellt als im Vorjah-
reszeitraum, wie aus der Statistik des 
Bundesamtes für Migration und Flücht-
linge hervorgeht. „Wir haben wirklich 
jetzt mehr getan in den letzten Monaten 
als in den letzten Jahren, um zu einer 
doch starken Begrenzung der irregulä-
ren Migration zu kommen“, sagte dazu 
Bundesinnenministerin Nancy Faeser 
(SPD).

Derweil hat Polen seine Grenzkon-
trollen zum Nachbarland Slowakei An-
fang März beendet. Als Grund hat das 
Innenministerium in Warschau laut 
polnischer Medien „die Stabilisierung 
der Migrationssituation auf der soge-
nannten Balkanroute“ genannt.

Die beiden Länder gehören ebenso 
wie Deutschland und die Schweiz dem 
Schengen-Raum an, in dem eigentlich 
keine Grenzkontrollen vorgesehen sind. 
Zur Bekämpfung des Schleuserwesens 
und irregulärer Migration hatten aber 
mehrere EU-Länder immer wieder vo-
rübergehende Grenzkontrollen einge-
führt. Polen hatte seine nun beendeten 
Kontrollen am 4. Oktober begonnen; 
Deutschland kontrolliert seine Gren-
zen zu Polen, Tschechien und Schweiz 
seit Mitte Oktober, die zu Österreich seit 
dem Jahr 2015.

Ministerium fehlt Überblick 
über Grenzkontrollen

  ➤ Zahlen werden  
statistisch nicht erfasst

  ➤ Unklar, wie der Erfolg 
gemessen werden soll

Die Bundespolizisten Lars Heidelbeer und Laura Müller kontrollieren 2022 an der deutsch-schweizerischen Grenze. BILD:  KÜNSSBERG

Diskriminierungsverbot
Aus einem Schreiben des Bundesin-
nenministeriums (BMI) geht hervor: 
Zwischen Anfang 2022 und November 
2023 hat es insgesamt 62 Beschwer-
den wegen etwaiger „Verstöße gegen 
das Diskriminierungsverbot“ – kurz: 
wegen Racial Profiling – bei Personen-
kontrollen der Bundespolizei gegeben. 
Zwei Gerichtsverfahren seien dazu 
anhängig, heißt es weiter. Dazu die 
Mannheimer Bundestagsabgeordnete 
Gökay Akbulut (Linke): „Diese massiven 
Personenkontrollen unabhängig von 
einem konkreten Verdacht einer Straf-
tat finde ich unter rechtsstaatlichen 
Gesichtspunkten hochproblematisch.“ 
Nach ihrem Eindruck seien in der Pra-
xis äußerliche Merkmale – wie etwa die 
Hautfarbe einer Person – das entschei-
dende Kriterium für eine Kontrolle, was 
eine unzulässige Diskriminierung dar-
stelle. (jlk)
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Warum es so schwer sein kann, 
Straftäter auszuweisen:
www.sk.de/11926025

Stuttgart – In Baden-Württemberg 
streunt ein fünfter Wolf als Stamm-
gast durch die Wälder. Ein jüngerer Lo-
sungsfund von Mitte Februar aus der 
Gemeinde Baden-Baden konnte dem 
Wolfsrüden mit der wissenschaftli-
chen Kennung GW2672m zugewiesen 
werden, berichtete die Forstliche Ver-
suchs- und Forschungsanstalt Baden-
Württemberg in Freiburg. Der Rüde aus 
dem westlichen Nordschwarzwald sei 
zuletzt genetisch Anfang Juli 2023 in 
Sasbach (Ortenaukreis) nachweisbar 
in Erscheinung getreten. „Verschiedene 
Nachweise aus der Region wiesen be-
reits darauf hin, dass sich dieser Rüde 
nach wie vor in der Region aufhält.“

Ursprünglich stammt das Tier laut 
Umweltministerium aus einem Rudel 
im niederösterreichischen Raum Gu-
tenbrunn. Der Rüde ist vermutlich drei 
oder vier Jahre alt. Sein neues „Terri-
torium Hornisgrinde“ liege im bereits 
bestehenden Fördergebiet Wolfsprä-
vention Schwarzwald. Dort würden 
Maßnahmen zum Herdenschutz ge-
fördert, sagte eine Sprecherin des Mi-
nisteriums.

In Baden-Württemberg sind damit 
fünf sesshafte Wölfe nachgewiesen, 
zwei im Nordschwarzwald und drei 
weitere im Südschwarzwald. Allerdings 
ist laut Ministerium nicht ganz sicher, 
ob der sesshafte Wolf aus der Feldberg-
Region noch dazugehört oder schon 
weitergezogen ist: „Vom Wolfsrüden 
GW2103m liegen seit längerer Zeit kei-
ne Nachweise mehr vor. Es ist fraglich, 
ob dieser sich noch in der Region auf-
hält.“ Ein Rudel gibt es nicht mehr, weil 
der einzige Welpe an Weihnachten am 
Schluchsee überfahren wurde. Als sess-
haft gilt ein Wolf, wenn sich seine Spu-
ren über einen Zeitraum von mindes-
tens sechs Monaten verfolgen lassen.

Zwischenfälle auf den Weiden
Bislang leben allerdings auch nur ver-
gleichsweise wenige Exemplare im 
Land. Zum Vergleich: Im Monitoring-
jahr 2022/2023 wurden bundesweit ins-
gesamt 184 Wolfsrudel, 47 Wolfspaare 
und 22 sesshafte Einzelwölfe vom Bun-
desamt für Naturschutz (BfN) und von 
der Dokumentations- und Beratungs-
stelle des Bundes zum Thema Wolf 
(DBBW) gezählt. Bundesweit liegen die 
Wolfsschwerpunkte auch eher in Nie-
dersachsen und Brandenburg sowie in 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Mecklen-
burg-Vorpommern. Dennoch sorgen 
Zwischenfälle auf den Weiden immer 
wieder für Aufsehen auch im Südwes-
ten.

Ein weiterer Wolf 
im Südwesten

Ein Wolf wartet im Tierpark Wildparadies 
Tripsdrill auf Futter. BILD:  DPA
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